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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. Oktober 1962 

7 — 81407 — 6057/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Fünften Gesetzes über die 
Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen aus Anlaß der Ver- 
änderung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1962 (Fünftes Rentenanpas- 
sungsgesetz — 5. RAG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 249. Sitzung am 26. Oktober 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- 
und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bonner Universitäts-Buctidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen aus Anlaß der Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1962 
(Fünftes Rentenanpassungsgesetz — 5. RAG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen wer- 
den aus Anlaß der Veränderung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1962 die Versicher- 
ten- und Hinterbliebenenrenten aus Versicherungs- 
fällen, die im Jahre 1961 oder früher eingetreten 
sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1963 an nach 
Maßgabe der §§ 2 ff. angepaßt, 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes erhöh- 
ten Renten von Berechtigten, die das 65. Lebensjahr 
im Jahre 1962 vollendet haben. 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappschafts s old keine 
Anwendung. 

§ 2 

(1) Renten, die nach §§ 1253 ff. der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 30 ff. des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder §§ 53 ff. des Reichsknappschafts- 
gesetzes berechnet sind, sind so anzupassen, daß sich 
eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung 
der Kürzungs- und Ruhensvorschriften ergeben 
würde, wenn die Rente ohne Änderung der übrigen 
Berechnungsfaktoren unter Zugrundelegung der all- 
gemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1962 
und der Beitragsbemessungsgrenze für dieses Jahr 
berechnet werden würde; Abweichungen infolge Ab- 
rundungen sind zulässig. § 1282 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung, § 59 Abs. 2 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes und § 79 Abs. 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes gelten nicht. In den Fällen, in 
denen § 1280 der Reichsversicherungsordnung, § 57 
des Angestelltenversicherungsgesetzes, § 77 des 
Reichsknappschaftsgesetzes, Artikel 2 § 38 Abs. 3 
Satz 2 zweiter Halbsatz des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes oder Artikel 2 § 37 
Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes angewendet wor- 
den ist, findet Satz 1 keine Anwendung. 

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gelten entsprechend für 
Renten der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
die nach Artikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt 
werden. 


§ 3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des 
Arbeiterrentenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
oder Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes sind so anzupassen, daß 
sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung 
der Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn die 
Rente erneut umgestellt und dabei vor Anwendung 
der Ruhensvorschriften der ungekürzte Rentenbetrag 
ohne Kinderzuschuß für jedes Kind und ohne Steige- 
rungsbeträge aus Beiträgen der Höherversicherung 
mit 1,3263 vervielfältigt und der Kinderzuschuß für 
jedes Kind nach der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1962 berechnet werden würde; 
Abweichungen infolge Abrundungen sind zulässig. 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 ist anzuwenden. In den Fällen, in 
denen § 1280 der Reichsversicherungsordnung oder 
§ 57 des Angestelltenversicherungsgesetzes ange- 
wendet worden ist, finden Satz 1 und 2 keine An- 
wendung. 

(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 33 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle 
der in diesen Vorschriften genannten Werte die 
nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 


Bei einer Versiche- 
rungsdauer 
von . . . Jahren 

Versicher- 

tenrenten 

DM/Monat 

Witwen- 
und Witwer- 
renten 
DM/Monat 

50 und mehr 

712,50 

427,50 

49 

698,30 

419,00 

48 

684,00 

410,40 

47 

669,80 

401,90 

46 

655,50 

393,30 

45 

641,30 

384,80 

44 

627,00 

376,20 

43 

612,80 

367,70 

42 

598,50 

359,10 

41 

584,30 

350,60 

40 und weniger 

570,00 

342,00 


(3) Die Verordnung über die Anwendung der 
Ruhensvorschriften der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes auf um- 
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zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten vom 9. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 704) findet mit der Maßgabe 
Anwendung, daß in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der 
Verordnung an die Stelle des Betrages von 
7650,00 Deutsche Mark der Betrag von 9690,00 
Deutsche Mark, in § 3 Abs. 1 der Verordnung an 
die Stelle des Betrages von 171,60 Deutsche Mark 
der Betrag von 227,00 Deutsche Mark und an die 
Stelle des Betrages von 471,60 Deutsche Mark der 
Betrag von 624,90 Deutsche Mark, in § 3 Abs. 2 der 
Verordnung an die Stelle des Betrages von 4281,00 
Deutsche Mark der Betrag von 5678,00 Deutsche 
Mark und in § 4 Abs. 2 Satz 4 der Verordnung an 
die Stelle des Betrages von 750,00 Deutsche Mark 
der Betrag von 950,00 Deutsche Mark tritt. 

§ 4 

(1) Die übrigen Renten werden in der Weise an- 
gepaßt, daß der nach § 5 zu ermittelnde Anpassungs- 
betrag mit 1,066 vervielfältigt wird; dem sich da- 
durch ergebenden Betrag sind der Kinderzuschuß 
und die der Anpassung nicht unterliegenden Renten- 
teile wieder hinzuzufügen. Der Kinderzuschuß für 
jedes Kind ist nach der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage des Jahres 1962 zu berechnen. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammen- 
treffen und auf die §§ 1278, 1279 der Reichsver- 
sicherungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes anzuwenden sind, sind so anzupas- 
sen, daß sie mindestens den Betrag erreichen, der 
sich ergibt, 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach 
dem 31. Dezember 1956 und bei Renten 
mit Leistungen oder Leistungsanteilen aus 
der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
wenn sie nach § 2, 

b) bei den übrigen Renten aus Versiche- 
rungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn 
sie nach § 3 

angepaßt werden würden. 

§ 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des § 4 
der Rentenzahlbetrag für Januar 1963 ohne Kinder- 
zuschuß für jedes Kind, vermindert um den Sonder- 
zuschuß und die Steigerungsbeträge aus Beiträgen 
der Höherversicherung. In der knappschaftlichen 
Rentenversicherung vermindert sich der Renten- 
zahlbetrag außerdem um den Leistungszuschlag und 
den nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschafts- 
gesetzes zu belassenden Betrag. 

(2) In den Fällen, in denen für Januar 1963 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 
der Rente nach dem 31. Dezember 1962 erhöht, tritt 
an die Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des 
Absatzes 1 der Betrag, der für Januar 1963 zu zah- 
len gewesen wäre, wenn die Voraussetzungen für 
die Erfüllung des Anspruchs damals bestanden hät- 
ten. 


(3) Bei Renten, die nach Artikel 2 § 42 des 
Arbeiterrentenversicherungs - Neuregelungsgesetzes, 
Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes und Artikel 2 § 11 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
berechnet sind, gelten als Sonderzuschuß die Beträge 
von 21 Deutsche Mark bei Versichertenrenten und 
14 Deutsche Mark bei Hinterbliebenenrenten. Ist in 
den Fällen des Satzes 1 bei der Berechnung einer 
Versicherten- und einer Hinterbliebenenrente des- 
selben Berechtigten ein Sonderzuschuß zu berück- 
sichtigen gewesen, so gilt als Sonderzuschuß der 
Betrag von 21 Deutsche Mark. 

§ 6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, die nach § 4 angepaßt werden, findet Artikel 2 
§ 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes oder Artikel 2 § 33 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes unter Zugrunde- 
legung der Werte nach § 3 Abs. 2 Anwendung. 

(2) Versichertenrenten der knappschaftlichen Ren- 
j tenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne Lei- 
stungszuschlag, die nach § 4 angepaßt werden, dür- 
fen die für den Versicherten maßgebende Renten- 
bemessungsgrundlage nicht übersteigen. Satz 1 gilt 
bei Hinterbliebenenrenten mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der für den Versicherten maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage bei den Renten nach 
§§ 64, 65, 66 des Reichsknappschaftsgesetzes sechs 
Zehntel, bei Renten an Halbwaisen ein Zehntel und 
bei Renten an Vollwaisen ein Fünftel der für den 
Versicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
gmndlage tiit.t. 

(3) Renten aus Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1956, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen 
und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen 
die in §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsord- 
nung, §§ 55, 56 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes oder die in §§ 75, 76 des Reichsknappschafts- 
gesetzes genannten Grenzbeträge, die bei einer Be- 
rechnung der Rente nach § 2 zu berücksichtigen sind, 
nicht überschreiten. Satz 1 gilt auch für Renten aus 
Versicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn 
Leistungen oder Leistungsanteile aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung zu gewähren sind. 

(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentref- 
fen und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen 
die in §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsord- 
nung oder die in §§ 55, 56 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes genannten Grenzbeträge, die bei 
einer Berechnung der Rente nach § 3 zu berücksich- 
tigen sind, nicht überschreiten. 

§ 7 

Ergibt die Anpassung keinen höheren als den bis- 
herigen Zahlbet'^a, so ist dieser weiterzuzahlen. 
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§ 8 

Soweit bei den Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die 
das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklä- 
ren, der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz und dem Bundessozialhilfegesetz, den Miet- 
und Lastenbeihilfen nach dem Gesetz über die Ge- 
währung von Miet- und Lastenbeihilfen und nach 
dem Zweiten Wohnungsbaugesetz und den Bundes- 
beihilfen zum Ausgleich von Härten im Rahmen der 
betrieblichen Altersfürsorge nach den Richtlinien 
vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger Nr. 204 vom 
20. Oktober 1951) die Gewährung oder die Höhe 
der Leistung von anderem Einkommen abhängig ist, 
bleiben die Erhöhungsbeträge, die für die Monate 
Januar bis einschließlich Mai 1963 auf Grund der 
Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten sind, für den 
genannten Zeitraum bei den Ermittlungen des Ein- 
kommens unberücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge 
für den in Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner 
bei der Gewährung von Leistungen aus der Arbeits- 
losenversicherung, der Arbeitslosenhilfe sowie der 
Altershilfe für Landwirte nicht zu berücksichtigen. 

§ 9 

(1) Jedem Rentenempfänger ist eine schriftliche 
Mitteilung über die Höhe seiner Rente, die ihm vom 
1. Januar 1963 an zusteht, zu geben. 

(2) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die An- 
passung fehlerhaft ist, so ist sie zu berichtigen. Die 
Rente ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum Ablauf 
des Monats zu gewähren, in dem der Berichtigungs- 
bescheid zugestellt wird. Eine Rückforderung über- 
zahlter Beträge findet nicht statt. Die Berichtigung 
ist nur bis zum 31. Dezember 1963 zulässig. 

(3) § 1300 der Reichsversicherungsordnung, § 79 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und § 93 


Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes bleiben un- 
berührt. 

§ 10 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten im 
Saarland unter Berücksichtigung der Fassung, in der 
die in den §§ 1 bis 6 aufgeführten Vorschriften im 
Saarland anzuwenden sind, und zwar auch für Ren- 
ten, die nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 
zur Einführung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 779), Artikel 2 § 17 des 
Gesetzes Nr. 590 zur Einführung des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland 
vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) 
und Artikel 4 § 9 des Gesetzes Nr. 635 zur Ein- 
führung des Reichsknappschaftsgesetzes und des 
Knappschaftsrentenversicherungs - Neuregelungsge- 
setzes im Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1099) gewährt werden. 

(2) § 8 gilt auch für Versorgungsbezüge nach den 
Vorschriften des Gesetzes zur Einführung des Bun- 
desversorgungsgesetzes im Saarland vom 16. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1292), soweit ihre Gewäh- 
rung oder Höhe von anderem Einkommen abhängig 
ist. Im übrigen gilt § 8 im Saarland mit der Maß- 
gabe, daß an Stelle des Zweiten Wohnungsbauge- 
setzes das entsprechende saarländische Gesetz tritt 
und das Bundesentschädigungsgesetz und das La- 
stenausgleichsgesetz unter Berücksichtigung ihrer im 
Saarland geltenden Fassung anzuwenden sind. 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 RVO (§ 49 Abs. 1 und 2 
AVG und § 71 RKG) sind die Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten sowie der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung bei Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage durch ein besonderes Gesetz 
anzupasisen. Die allgemeine Bemessungsgrundlage 
für die Berechnung von Renten aus Versicherungs- 
fällen des Jahres 1962 beträgt nach der Rechtsver- 
ordnung der Bundesregierung vom 23. November 
1961 (BGBl. I S. 1929) in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten 5678 Deutsche 
Mark gegenüber 5325 Deutsche Mark für Renten aus 
Versicherungsfällen des Jahres 1961 und in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 5737 Deut- 
sche Mark gegenüber 5381 Deutsche Mark im Jahre 
1961. 

Hinsichtlich der Durchführung der Anpassung be- 
schreitet der Entwurf des 5. Rentenanpassungsgeset- 
zes den gleichen Weg wie das 4. Rentenanpassungs- 
gesetz. Es wird das Ergebnis bestimmt, das durch 
die Anpassung erreicht werden soll. Dem Versiche- 
rungsträger bleibt es überlassen, wie er die vorge- 
sehene Anpassung im einzelnen verwaltungstech- 
nisch erreicht. Lediglich für die Renten mit Besitz- 
standswahrung wird die Anpassung mit Hilfe eines 
Faktors durchgeführt (vgl. § 4). 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Anpassung und 
bestimmt die an der Anpassung teilnehmenden Ren- 
ten. Entsprechend der Zielsetzung des Entwurfs sind 
in die Anpassung die Renten der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten sowie 
der knappschaftlichen Rentenversicherung aus Ver- 
sicherungsfällen einbezogen, die im Jahre 1961 und 
früher eingetreten sind. Damit sind sowohl die Ren- 
ten erfaßt, die bereits an den bisherigen Rentenan- 
passungen teilgenommen htben, als auch die Ren- 
ten, die auf Versicherungsfällen des Jahres 1961 
beruhen. 

Die Renten aus der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung des Saarlandes bleiben von die- 
sem Gesetz unberührt. 

Die in Absatz 2 aufgezählten Versichertenrenten 
aus den Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten wurden nach den Umstellungsvor- 
schriften der Rentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setze zunächst auf der Grundlage eines Steigerungs- 
satzes von 1,3 v. H. für jedes anrechnungsfähige 
Versicherungsjahr umgestellt. Die Erhöhung nach 
Artikel 2 § 38 Abs. 3 ArVNG oder Artikel 2 § 37 
Abs. 3 AnVNG auf 15 /i3 berücksichtigt nicht die Ver- 
änderungen der allgemeinen Bemessungsgrundlage 


zwischen 1957 und 1962. Diese Renten sind infolge- 
dessen ebenfalls mit anzupassen. 

Absatz 2 dient insoweit der Klarstellung, als es 
zweifelhaft sein kann, ob die Vollendung des 65. Le- 
bensjahres im Laufe des Jahres 1962 ein Versiche- 
rungsfall im Sinne des Absatzes 1 ist. 

Nach Absatz 3 wird der Knappschaftssold von der 
Anpassung ausgenommen. Das ist gerechtfertigt, 
weil es sich hierbei um eine Leistung handelt, die 
lediglich im Wege der Besitzstandswahrung weiter 
gewährt wird und die außerdem nach anderen 
Grundsätzen als die Produktivitätsrenten berechnet 
ist. 

Zu § 2 

In Absatz 1 werden in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten die Renten ange- 
sprochen, die nach den Vorschriften des neuen 
Rechts berechnet worden sind, mit Ausnahme der 
Renten, auf die § 1280 RVO (§ 57 AVG, § 77 RKG) 
Anwendung gefunden hat oder die nach Artikel 2 
§ 38 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz ArVNG (Arti- 
kel 2 § 37 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz AnVNG) 
zur Wahrung des Besitzstandes gezahlt werden. 
Diese Renten sind nach § 4 anzupassen. In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung werden von 
Absatz 1 sämtliche Renten mit Ausnahme der Be- 
sitzstandsrenten erfaßt, da in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung auch die nach den Vorschriften 
des alten Rechts berechneten Renten im Wege der 
Neuberechnung umgestellt worden sind. 

Durch die Anpassung werden die Renten so erhöht, 
als ob sie ohne Änderung der übrigen Berechnungs- 
faktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1962 und der Bei- 
tragsbemessungsgrenze für dieses Jahr berechnet 
werden würden. Da den Versicherungsträgern nicht 
vorgeschrieben ist, auf welchem Wege sie dieses Er- 
gebnis erzielen, können in der Mehrzahl der Fälle 
die anzupassenden Renten von den Rentenrech- 
nungsstellen der Bundespost mit Hilfe elektronischer 
Rechengeräte umgerechnet werden, ohne daß die 
Versicherungsträger dabei eingeschaltet werden 
müssen. In den Fällen, in denen Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen mit Renten aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen, 
ist die Anpassung von den Versicherungsträgern 
durchzuführen. Nach dem Entwurf wird verhindert, 
daß Renten von Berechtigten, die zusammen mit der 
Unfallrente 85 v. H. ihres Jahresarbeitsverdienstes 
erreicht haben, über diesen Grenzbetrag hinaus er- 
höht werden. Damit wird auch beim 5. Rentenanpas- 
sungsgesetz der Grundsatz gewahrt, daß Renten aus 
der Rentenversicherung und Renten aus der Unfall- 
versicherung den in § 1278 RVO festgesetzten 
Höchstbetrag nicht überschreiten dürfen. Renten- 
bestand und Rentenzugang werden damit gleich- 
behandelt. Ist die persönliche Rentenbemessungs- 
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grundlage Maßstab für die Begrenzung der Gesamt- 
bezüge, so kann der Anpassungsbetrag bis zu dieser 
Grenze voll ausgeschöpft werden. 

Durch die Nichtanwendung des § 1282 Abs. 2 RVO, 

§ 59 Abs. 2 AVG und § 79 Abs. 2 RKG wird sicher- 
gestellt, daß bei Renten, die wegen Zusammentref- 
fens mit einer Rente aus der Unfallversicherung be- 
grenzt sind, die jeweilige Obergrenze durch die An- 
passung nicht überschritten werden kann. Entspre- 
chendes gilt für die nach §§ 3 und 4 anzupassenden 
Renten. 

Bei den in Absatz 2 angesprochenen Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung handelt es 
sich um Renten, die zur Wahrung des Besitzstandes 
weitergezahlt werden. 

Zu § 3 

Absatz 1 regelt die Anpassung der umgestellten 
Renten der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten mit Ausnahme der sogenannten 
Sonderzuschußrenten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG). Die Sonderzuschußrenten 
sind nach § 4 anzupassen. 

Der Unterschied des in Absatz 1 vorgesehenen An- 
passungsverfahrens gegenüber dem Verfahren nach 
§ 2 liegt darin, daß es auf die Besonderheiten der 
umgestellten Renten zugeschnitten ist. Mit dem Ver- 
fahren nach § 2 hat aber dieses Verfahren gemein- 
sam, daß auch bei ihm die Masse der Renten von 
den Rentenrechnungsstellen der Bundespost mit 
Hilfe elektronischer Rechengeräte umgerechnet wer- 
den kann, ohne daß die Versicherungsträger dabei 
eingeschaltet werden müssen. Es hat mit dem Ver- 
fahren nach § 2 ferner gemeinsam, daß auch bei die- 
sen Renten die Anwendung der Ruhensvorschriften 
beim Zusammentreffen mit Renten aus der Unfall- 
versicherung sichergestellt wird. Damit wird auch 
hier der Grundsatz eibehalten, daß Renten aus der 
Rentenversicherung und Renten aus der Unfallver- 
sicherung zusammen den in § 1278 RVO festgesetz- 
ten Höchstbetrag von 85 v. H. des Jahresarbeitsver- 
dienstes nicht überschreiten dürfen. Zugleich ist da- 
mit auch eine Verbesserung für die Fälle verbunden, 
in denen die persönliche Rentenbemessungsgrund- 
lage Maßstab für die Begrenzung der Gesamtbezüge 
ist. Der Anpassungsbetrag kann nunmehr bis zu 
dieser Grenze voll ausgeschöpft werden. 

Nach Absatz 2 sind die Höchstbegrenzungsvorschrif- 
ten (Artikel 2 § 34 ArVNG, Artikel 2 § 33 AnVNG) 
auch auf die nach Absatz 1 angepaßten Renten an- 
zuwenden. Die in diesen Vorschriften angegebenen 
Werte sind durch die auf der Grundlage der Bei- 
tragsbemessungsgrenze von 1962 errechneten Werte 
ersetzt worden. Damit wird einerseits erreicht, daß 
die Berechtigten, deren Renten wegen Erreichens 
bzw. Überschreitens der Höchstgrenzen begrenzt 
worden sind, im Rahmen der neuen Beitragsbemes- 
sungsgrenze in den vollen Genuß der Rentenanpas- 
sung gelangen, andererseits wird sichergestellt, daß 
durch die Anpassung die Höchstgrenzen nicht über- 
schritten werden können und sich diese Rentner 
besser stellen als Rentner mit einem Versicherungs- 
fall des Jahres 1962. 


Zu § 4 

übrige Renten im Sinne des Absatzes 1 sind in den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten die Renten nach Artikel 2 § 36 ArVNG (Ar- 
tikel 2 § 35 AnVNG), Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 2 
zweiter Halbsatz ArVNG (Artikel 2 § 37 Abs. 3 
Satz 2 zweiter Halbsatz AnVNG), Artikel 2 § 42 
ArVNG (Artikel 2 § 41 AnVNG), in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung die Renten nach 
Artikel 2 § 11 KnVNG und die Renten nach Arti- 
kel 2 § 25 KnVNG. Zu den übrigen Renten gehören 
weiter die Renten, die nach Artikel 6 § 7 und § 17 
Abs. 1 Satz 3 FANG oder § 15 der Verordnung nach 
§ 1256 Abs. 3 RVO gezahlt werden, sowie die Ren- 
ten, auf die § 1280 RVO (§ 57 AVG, § 77 RKG) An- 
wendung gefunden haben. 

Diese Renten sind abweichend von den in §§ 2 und 3 
aufgeführten Renten in der Weise anzupassen, daß 
der im Gesetz bestimmte Anpassungsbetrag mit 
einem Faktor zu vervielfältigen ist. Die Abweichung 
im Anpassungsverfahren bei diesen Renten ist des- 
halb erforderlich, weil bei ihnen nur ein Zahlbetrag 
bekannt ist, der nach anderen Methoden als denen 
der neuen Rentenformel berechnet worden ist. 

Die Anpassung der in § 4 genannten Renten kann 
von der Bundespost mit Hilfe elektronischer Rechen- 
geräte durchgeführt werden, ohne daß die Versiche- 
rungsträger dabei eingeschaltet werden müssen. 

Wie bereits im 4. Rentenanpassungsgesetz ist bei 
der Bestimmung des Anpassungsbetrages (§ 5) der 
Kinderzuschuß herausgenommen worden. Es ist des- 
halb in § 4 Abs. 1 Satz 2 bestimmt, wie der Kinder- 
zuschuß anzupassen ist; er ist nach der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage des Jahres 1962 zu berech- 
nen. Damit wird erreicht,' daß die Kinderzuschüsse 
zu den nach altem Recht berechneten Vergleichsren- 
ten einheitlich nach neuem Recht bemessen werden. 

Durch Absatz 2 soll gewährleistet werden, daß auch 
bei Besitzstandsrenten, die nach Absatz 1 angepaßt 
werden und auf die wegen Zusammentreffens mit 
einer Unfallrente die Ruhensvorschriften Anwen- 
dung finden, die Grenzbeträge immer voll ausge- 
schöpft werden können. Die Regelung entspricht in- 
soweit den Regelungen in § 2 und § 3. 

Zu § 5 

Absatz 1 bestimmt den Anpassungsbetrag für die 
nach § 4 anzupassenden Renten. Der als Anpas- 
sungsbetrag zugrunde zu legende Betrag wird er- 
mittelt, indem vom monatlichen Rentenzahlbetrag 
die Rententeile in Abzug gebracht werden, die von 
der Rentenanpassung ausgeschlossen sind. Es han- 
delt sich hierbei um den Sonderzuschuß und um die 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höherver- 
sicherung sowie den Kinderzuschuß. Der Kinderzu- 
schuß wird durch Neuberechnung auf der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage des Jahres 1962 ange- 
paßt (§ 4). 

Da sich die Beitragsbemessungsgrenze in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung von 1961 auf 1962 
nicht verändert hat, sind der Leistungszuschlag und 
der nach § 75 Abs. 1 Satz 2 RKG zu belassende Be- 
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trag, die in ihrer Berechnung von der Beitrags- 
bemessungsgrenze abhängen, nicht anzupassen. 

Durch Absatz 2 sollen sowohl die Fälle erfaßt wer- 
den, in denen für Januar 1963 zwar ein Anspruch 
auf Rente besteht, die Rente zu diesem Zeitpunkt 
aber noch nicht gezahlt worden ist, weil sie noch 
nicht durch Bescheid des Versicherungsträgers fest- 
gestellt worden ist, als auch die Fälle, in denen sich 
im Laufe des Jahres 1963 durch eine Neuberechnung 
rückwirkend eine Änderung der Rentenhöhe ergibt. 

Die in Absatz 3 vorgesehene Regelung, daß bei Ren- 
ten, die nach Artikel 2 § 42 ArVNG, Artikel 2 § 41 
AnVNG und Artikel 2 § 11 KnVNG berechnet sind, 
die Beträge von 21 Deutsche Mark bei Versicherten- 
renten und 14 Deutsche Mark bei Hinterbliebenen- 
renten als der Rentenanpassung nicht unterliegende 
Rententeile gelten, dient der Klarstellung. 

Zu § 6 

Absatz 1 stellt sicher, daß die Berechtigten, deren 
Renten wegen Erreichens bzw. Überschreitens der 
Höchstgrenzen begrenzt worden sind, in den Genuß 
der Rentenanpassung bis zum Betrag der Höchst- 
begrenzung gelangen. Um andererseits zu vermei- 
den, daß durch das Multiplizieren mit den Fakto- 
ren der bisherigen und dieses Rentenanpassungs- 
gesetzes der Rentenzahlbetrag die neuen Höchst- 
grenzen überschreitet und sich diese Rentner besser 
stellen als Rentner mit einem Versicherungsfall des 
Jahres 1962, ist eine entsprechende Begrenzung 
vorgesehen. 

Absatz 2 enthält eine Begrenzungsvorschrift für die 
nach § 4 anzupassenden Renten der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung, das sind die Renten nach 
Artikel 2 § 11 KnVNG und die Renten nach Artikel 
2 § 25 KnVNG, auf die keine Ruhensvorschriften 
Anwendung gefunden haben. 

Absatz 3 enthält die Begrenzungsvorschrift für Ren- 
ten der Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten sowie der knappschaftlichen Renten- 
versicherung, die mit einer Rente aus der Unfall- 
versicherung Zusammentreffen und die nach § 4 an- 
gepaßt werden. Diese Renten dürfen die in §§ 1278, 
1279 RVO (§§ 55, 56 AVG, §§ 75, 76 RKG) genannten 
Grenzbeträge, die bei einer Berechnung der Rente 


nach § 2 zu berücksichtigen wären, nicht über- 
schreiten. 

In Absatz 4 ist die entsprechende Regelung für um- 
gestellte Renten der Rentenversicherungen der Ar- 
beiter und der Angestellten, die mit einer Rente aus 
der Unfallversicherung Zusammentreffen und die 
nach § 4 angepaßt werden, enthalten. In diesen 
Fällen dürfen die Renten die in §§ 1278, 1279 RVO 
(§§ 55, 56 AVG, §§ 75, 76 RKG) genannten Grenz- 
beträge, die bei einer Berechnung der Rente nach 
§ 3 zu berücksichtigen wären, nicht überschreiten. 

Zu §7 

Diese Vorschrift bringt die Erhaltung des Besitz- 
standes für diejenigen Fälle, in denen trotz Erhö- 
hung der Höchstgrenzen diese bisher schon über- 
schritten wurden. 

Zu §9 

Absatz 1 ist dem Artikel 2 § 31 Abs. 1 Satz 2 
ArVNG (Artikel 2 § 30 Abs. 1 Satz 2 AnVNG, Ar- 
tikel 2 § 23 Abs. 3 KnVNG) nachgebildet. 

Absatz 2 grenzt die Befugnis des Versicherungsträ- 
gers bezüglich der nachträglichen Korrektur einer 
etwa fehlerhaften Anpassung im Interesse der 
Rechtssicherheit ab. 

Durch Absatz 3 wird klargestellt, daß auch im Rah- 
men des 5. Rentenanpassungsgesetzes eine Berich- 
tigung der Anpassungsmitteilung zugunsten des 
Versicherten möglich ist. 


C. Finanzieller Teil 

Durch die Rentenanpassung ergeben sich folgende 
Mehraufwendungen : 

Rentenversicherung der Arbeiter 630 Mio DM 
Rentenversicherung der Angestellten 315 Mio DM 
knappschaftliche Rentenversicherung 125 Mio DM 

zusammen 1 070 Mio DM 

Von den Mehraufwendungen gehen 125 Mio DM 
für die knappschaftliche Rentenversicherung zu La- 
sten des Bundes. Im übrigen werden die Mehrauf- 
wendungen von den Trägern der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten getragen. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 26. Oktober 1962 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 28. September 1962 — 7 - 81407 - 
6084/62 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 249. Sitzung am 26. Oktober 1962 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Fünften Gesetzes über die 
Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen aus Anlaß der Ver- 
änderung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1962 (Fünftes Rentenanpas- 
sungsgesetz — 5. RAG) 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Im Einleitungssatz sind zwischen den Worten „hat" und „das" 
die Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung ist nach Artikel 84 Abs. 1 GG erforderlich, weil 
der Entwurf auch Vorschriften enthält, die das Verwal- 
tungsverfahren bei landesunmittelbaren Versicherungsträgern 
regeln. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Dr. Ehard 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu dem Vorschlag des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Gesetzentwurf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf. Der Entwurf enthält lediglich materiell- 
rechtliche Regelungen und keine Regelungen des 
Verwaltungsverfahrens. Auch die Bestimmungen 
des § 9 des Entwurfs sind materiell-rechtliche Vor- 
schriften, die dem Rentenempfänger lediglich einen 
materiellen Nebenanspruch auf eine Mitteilung 
über die Höhe der Rente geben. 
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